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Verordnung für die Gestaltung barrierefreier
Informationstechnik nach dem Bremischen

Behindertengleichstellungsgesetz (Bremische Barrie-
refreie Informationstechnik-Verordnung - BremBITV)

Vom 27. September 2005

Auf Grund des § 9 Abs. 2 Satz 1 des Bremischen Be-
hindertengleichstellungsgesetzes vom 18. Dezember
2003 (Brem.GBl. S. 413 – 86-e-1) verordnet der Senat:

§ 1

Sachlicher Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für:

1. Internetauftritte und -angebote, 

2. Intranetauftritte und -angebote, die öffentlich
zugänglich sind, und 

3. mittels Informationstechnik realisierte graphi-
sche Programmoberflächen, die öffentlich zu-
gänglich sind,

der in § 5 Satz 1 des Bremischen Behindertengleich-
stellungsgesetzes genannten Behörden des Landes
Bremen und der Stadtgemeinden Bremen und Bre-
merhaven und der sonstigen nicht bundesunmittelba-
ren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts mit Sitz im Land Bremen als Träger
öffentlicher Gewalt.

§ 2

Einzubeziehende Gruppen behinderter Menschen

Die Gestaltung von Angeboten der Informations-
technik (§ 1) nach dieser Verordnung ist dazu be-
stimmt, behinderten Menschen im Sinne von § 2 des
Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes, de-
nen ohne die Erfüllung zusätzlicher Bedingungen die
Nutzung der Informationstechnik nur eingeschränkt
möglich ist, den Zugang dazu zu eröffnen.

§ 3

Anzuwendende Standards

Die Angebote der Informationstechnik (§ 1) sind
gemäß der Anlage zu dieser Verordnung so zu gestal-
ten, dass 

1. alle Angebote die unter Priorität I aufgeführten
Anforderungen und Bedingungen erfüllen und 

2. zentrale Navigations- und Einstiegsangebote zu-
sätzlich die unter Priorität II aufgeführten Anfor-
derungen und Bedingungen berücksichtigen.

§ 4

Umsetzungsfristen für die Standards

1. Die in § 1 dieser Verordnung genannten Ange-
bote, die nach dem 14. Oktober 2005 neu gestal-
tet oder in wesentlichen Bestandteilen oder
größerem Umfang verändert oder angepasst
werden, sind gemäß § 3 dieser Verordnung zu er-
stellen. Mindestens ein Zugangspfad zu den ge-
nannten Angeboten soll mit der Freischaltung
dieser Angebote die Anforderungen und Bedin-
gungen der Priorität I der Anlage zu dieser Ver-
ordnung erfüllen. Spätestens bis 18 Monate nach
dem 14. Oktober 2005 müssen alle Zugangs-
pfade zu den genannten Angeboten die Anfor-
derungen und Bedingungen der Priorität I der
Anlage dieser Verordnung erfüllen.

2. Angebote, die vor dem 14. Oktober 2005 im In-
ternet oder im Intranet (§ 1 Nr. 2) veröffentlicht
wurden, sind bis 18 Monate nach dem 14. Okto-
ber 2005 gemäß § 3 dieser Verordnung zu gestal-
ten.
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§ 5

Folgenabschätzung

Diese Verordnung wird nach Ablauf von drei Jahren nach ihrem In-Kraft-Treten auf ihre Wirkung überprüft. Dabei
werden die nach § 12 Abs. 4 des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes anerkannten Verbände beteiligt.

§ 6

In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 27. September 2005

Der Senat
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 Teil 2 - Glossar 

Applet Kurz für "Application". Meist in der Programmiersprache Java 

verfasstes, in ein Internetangebot eingefügtes Programm. 

ASCII-Zeichnungen "American Standard Code For Information Interchange"; ein 

Zeichensatz, der es erlaubt numerischen Werten (Bytes) 

Zeichen der gebräuchlichen Schriftsprache zuzuordnen. ASCII-

Zeichnungen sind Bilder, die durch die Kombination von 

Zeichen und Symbole des ASCII-Zeichensatzes entstehen (z.B. 

Emoticons). 
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Assistive Technologien Software oder Hardware, die speziell entwickelt wurde, um 

behinderten Menschen bei ihren täglichen Aktivitäten zu 

helfen. Assistive Technologien sind z. B. Rollstühle, 

Lesegeräte, Geräte zum Greifen usw. Gängige assistive 

Technologien im Bereich der Vermittlung von Internetinhalten 

sind Screenreader, Bildschirmlupen, Sprachgeneratoren und 

Spracheingabe-Software, die in Verbindung mit grafischen 

Desktop-Browsern (neben anderen Benutzeragenten) eingesetzt 

werden. Assistive Hardware-Technologien sind u.a. alternative 

Tastaturen und Zeigegeräte. 

Attributwert Befehle in Programmiersprachen können zusätzliche Angaben 

zur Beschreibung des Befehls in Form von Attributen enthalten. 

Diese Attribute können durch Wertangaben näher bestimmt 

werden. 

Ausgabegerät Stellt der Nutzerin, dem Nutzer die verarbeiteten Daten zur 

Verfügung. Beispiele für Ausgabegeräte sind Monitore, 

Drucker, Lautsprecher oder Braille-Zeilen. 

Benutzeragent Software zum Zugriff auf Internetinhalte; dies umfasst 

grafische Desktop-Browser, Text-Browser, Sprach-Browser, 

Mobiltelefone, Multimedia-Player und manche assistive 

Software-Technologien, die in Verbindung mit Browsern 

verwendet werden, wie etwa Screenreader, Bildschirmlupen 

und Spracherkennungssoftware. 

Benutzerschnittstellen Ermöglichen Eingaben der Nutzerin, des Nutzers und legen 

deren Darstellung fest. 

Browser Programm, das den Zugriff auf und die Darstellung von 

Angeboten im Internet erlaubt. 

Button Mittels Grafiken dargestellte Schaltflächen. 

Client, clientseitig Softwareprogramm in Netzwerken, in der Regel auf dem 

lokalen Computer der Nutzerin, des Nutzers, das von Servern 

bereitgestellte Dienste in Anspruch nimmt. Clients fordern 

entweder Daten von Servern an (z.B. Browser) oder versenden 

Daten an Server (z.B. E-Mail). Clientseitig ist eine 

Funktionalität dann, wenn sie auf dem Client ausgeführt wird. 

Dynamische Inhalte Sammelbegriff für verschiedenartige Mechanismen, Inhalte 

während ihrer Anzeige dynamisch zu ändern, entweder 

automatisch oder durch Einwirken der Nutzerin, des Nutzers.  

Eingabegerät Ermöglicht die Interaktion mit dem elektronischen Medium. 

Beispiele für Eingabegeräte sind Tastaturen, Computer-Mäuse, 

Blindenschriftgeräte, Kopfstäbe oder Mikrophone. 

Event-Handler "Ereignis-Behandler", werden meist als Attribute in Befehlen 

der HTML-Programmiersprache notiert und lösen bei 

Aktivierung durch die Nutzerin, den Nutzer eine vordefinierte 

Reaktion, in der Regel ein weiteres Programm (z.B. ein Script), 

aus. 

Frames Definierbare Segmente, die den Anzeigebereich eines Browsers 

aufteilen. Jedes Anzeigesegment kann eigene Inhalte enthalten. 

GIF "Graphics Interchange Format"; ein Dateiformat zur 

Darstellung von Grafiken. Animierte GIFs enthalten in einer 

Datei mehrere Grafiken, die nacheinander angezeigt werden 

und dadurch den Eindruck von Bewegung vermitteln.  

HTML Siehe "Markup-Sprache" 

Hyperlink Verweis in einem elektronischen Dokument auf ein beliebiges 

Verweisziel. Das Verweisziel kann sich in jeder über den 

elektronischen Datenaustausch erreichbaren Quelle befinden. 

Imagemaps Verweis-sensitive Grafiken; Grafiken, die in Regionen mit 

zugeordneten Aktionen unterteilt wurden. Die Betätigung einer 

aktiven Region löst eine Aktion aus. 
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Linearisierte Tabelle Ein Verfahren der Tabellendarstellung, bei der die Inhalte der 

Zellen zu einer Folge von Absätzen werden. Die Absätze 

erscheinen in derselben Reihenfolge, in der die Zellen im 

ursprünglichen Dokument definiert sind.  

Markup-Sprache "Auszeichnungssprachen"; Kategorie von 

Programmiersprachen, die z.B. HTML (Hyper Text Markup 

Language) oder XML (Extensible Markup Language) umfasst. 

Auszeichnungssprachen basieren auf der in der ISO-Norm 8879 

festgelegten SGML (Standard Generalized Markup Language). 

Sie dienen, in ihren spezifischen Anwendungsgebieten, zur 

logischen Beschreibung von Inhalten, zum Datenaustausch oder 

zur Definition weiterer Auszeichnungssprachen. 

Metadaten Informationen über die verwendeten Daten oder Inhalte. 

Multimedia Die Verbindung mehrerer Medien wie Text, Bild, Ton oder 

dreidimensionaler Simulation zu einer geschlossenen 

elektronischen Präsentation. 

Natürliche Sprache Gesprochene, geschriebene, oder durch Zeichen dargestellte 

Sprachen wie Deutsch, aber auch Gebärdensprache oder 

Blindenschrift. 

Pop-Ups Neu erscheinender Anzeigebereich bzw. Fenster. Durch die 

Nutzerin, den Nutzer in der Regel nicht zu steuernder Prozess. 

Script In einer speziellen Programmiersprache ("Script-Sprache" wie 

z.B. JavaScript) verfasstes Programm. 

Server, serverseitig Softwareprogramm, das auf einem Hostrechner ausgeführt wird 

und in Netzwerken anderen Rechnern, auf denen Clientsoftware 

ausgeführt wird, Dienste (z.B. Websites, E-Mail) zur 

Verfügung stellt. Serverseitig ist eine Funktionalität dann, wenn 

sie auf dem Server ausgeführt wird. 

Sitemap Gesamtübersicht über den Aufbau eines Internetangebots. 

Stylesheet,  

Stylesheet-Property-Wert

CSS (Cascading Stylesheets) ist eine Ergänzungssprache zu 

HTML, die die Spezifizierung der Präsentation eines 

Dokumentes ermöglicht. Sie erlaubt das beliebige Formatieren 

einzelner HTML-Elemente oder das Definieren zentraler 

Formate in Dokumenten. Property-Werte enthalten 

Wertzuweisungen für die festgelegten Formate. 

Tabellarische Daten Tabellen, die dazu verwendet werden, logische Beziehungen 

zwischen Daten zu repräsentieren, enthalten tabellarische 

Daten. Den Gegensatz hierzu bilden Tabellen, die nur der 

Formatierung bzw. Text- und Bildgestaltung von Dokumenten 

dienen. 

Verordnung zur Gestaltung von Dokumenten
für blinde und sehbehinderte Menschen im

Verwaltungsverfahren nach dem Bremischen
Behindertengleichstellungsgesetz (Bremische Ver-

ordnung über barrierefreie Dokumente – BremVBD)

Vom 27. September 2005

Auf Grund des § 11 Abs. 2 des Bremischen Behin-
dertengleichstellungsgesetz vom 18. Dezember 2003
(Brem.GBl. S. 413 – 86-e-1) verordnet der Senat:

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt für alle natürlichen Perso-
nen, die als Beteiligte eines Verwaltungsverfahrens
wegen Blindheit oder einer anderen Sehbehinderung
nach Maßgabe von § 2 des Bremischen Behinderten-
gleichstellungsgesetzes zur Wahrnehmung eigener

Rechte einen Anspruch darauf haben, dass ihnen Do-
kumente in einer für sie wahrnehmbaren Form zu-
gänglich gemacht werden (Berechtigte). 

(2) Die Berechtigten können ihren Anspruch nach
§ 11 Abs. 1 Satz 2 des Bremischen Behindertengleich-
stellungsgesetzes gegenüber allen Behörden des Lan-
des Bremen und der Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven und die sonstigen nicht bundesunmittel-
baren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts mit Sitz im Land Bremen als Träger
öffentlicher Gewalt geltend machen.

§ 2

Gegenstand der Zugänglichmachung

(1) Der Anspruch auf Zugänglichmachung umfasst
schriftliche Bescheide, Allgemeinverfügungen, öffent-
lich-rechtliche Verträge und Vordrucke (Dokumente),
einschließlich der Anlagen, die die Dokumente in Be-
zug nehmen.
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§ 3

Formen der Zugänglichmachung

(1) Die Dokumente können den Berechtigten
schriftlich, elektronisch, akustisch, mündlich oder in
sonstiger Weise zugänglich gemacht werden.

(2) Die Zugänglichmachung in schriftlicher Form er-
folgt in Blindenschrift oder in Großdruck. Bei Groß-
druck sind ein Schriftbild, eine Kontrastierung und ei-
ne Papierqualität zu wählen, die die individuelle
Wahrnehmungsfähigkeit der Berechtigten ausrei-
chend berücksichtigen.

(3) Werden Dokumente auf elektronischem Wege
zugänglich gemacht, sind die Standards der bremi-
schen Barrierefreien Informationstechnik-Verordnung
(BremBITV) maßgebend.

§ 4

Bekanntgabe

Die Dokumente sollen den Berechtigten, soweit
möglich, gleichzeitig mit der Bekanntgabe auch in der
für sie wahrnehmbaren Form zugänglich gemacht
werden. Die Vorschriften über die Bekanntgabe nach
dem Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetz blei-
ben davon unberührt.

§ 5

Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch der Berechtigten, dass ihnen Do-
kumente in einer für sie wahrnehmbaren Form zu-
gänglich gemacht werden, besteht, soweit dies zur
Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfah-
ren erforderlich ist. Dabei ist insbesondere der indivi-
duelle Bedarf der Berechtigten zu berücksichtigen.

(2) Die Berechtigten haben nach Maßgabe des Ab-
satzes 1 ein Wahlrecht zwischen den in § 3 genannten
Formen, in denen Dokumente zugänglich gemacht
werden können. Die Berechtigten haben dazu der
Behörde rechtzeitig mitzuteilen, in welcher Form und
mit welchen Maßgaben die Dokumente zugänglich
gemacht werden sollen. Die Behörde kann die ausge-
wählte Form, in der Dokumente zugänglich gemacht
werden sollen, zurückweisen, wenn sie ungeeignet ist
oder in sonstiger Weise den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht entspricht. Die Blindheit oder die Sehbe-
hinderung sowie die Wahlentscheidung nach Satz 1
sind aktenkundig zu machen und im weiteren Verwal-
tungsverfahren von Amts wegen zu berücksichtigen.

(3) Erhält die Behörde Kenntnis von der Blindheit
oder einer anderen Sehbehinderung von Berechtigten
im Verwaltungsverfahren, hat sie diese auf ihr Recht,
dass ihnen Dokumente in einer für sie wahrnehmba-
ren Form zugänglich gemacht werden, und auf ihr
Wahlrecht nach Absatz 2 Satz 1 hinzuweisen.

§ 6

Organisation und Kosten

(1) Die Dokumente können den Berechtigten durch
die Behörde selbst, durch eine andere Behörde oder
durch eine Beauftragung Dritter in einer für sie wahr-
nehmbaren Form zugänglich gemacht werden.

(2) Die Vorschriften über die Kosten (Gebühren und
Auslagen) öffentlich-rechtlicher Verwaltungstätigkeit

bleiben unberührt. Auslagen für besondere Aufwen-
dungen, die dadurch entstehen, dass den Berechtigten
Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren Form zu-
gänglich gemacht werden, werden nicht erhoben.

§ 7

Folgenabschätzung

Diese Verordnung wird spätestens nach Ablauf von
drei Jahren nach ihrem In-Kraft-Treten auf ihre Wir-
kung überprüft. Dabei werden die nach § 12 Abs. 4
des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes
anerkannten Verbände beteiligt.

§ 8

In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2010 außer Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 27. September 2005

Der Senat

Verordnung zur Verwendung von Gebärdensprache
und anderen Kommunikationshilfen im Verwal-

tungsverfahren nach dem Bremischen Behinderten-
gleichstellungsgesetz (Bremische Kommunikations-

hilfenverordnung - BremKHV)

Vom 27. September 2005

Auf Grund des § 10 Abs. 4 des Bremischen Behin-
dertengleichstellungsgesetzes vom 18. Dezember
2003 (Brem.GBl. S. 413 – 86-e-1) verordnet der Senat:

§ 1

Anwendungsbereich und Anlass

(1) Die Verordnung gilt für alle natürlichen Perso-
nen, die als Beteiligte eines Verwaltungsverfahrens
wegen einer Hör- oder Sprachbehinderung nach Maß-
gabe von § 2 des Bremischen Behindertengleichstel-
lungsgesetzes zur Wahrnehmung eigener Rechte für
die mündliche Kommunikation im Verwaltungsver-
fahren einen Anspruch auf Bereitstellung einer Dol-
metscherin oder eines Dolmetschers für die Deutsche
Gebärdensprache, für lautsprachbegleitende Gebär-
den oder anderer geeigneter Kommunikationshilfen
haben (Berechtigte).

(2) Die Berechtigten können ihren Anspruch nach
§ 10 Abs. 3 Satz 1 des Bremischen Behindertengleich-
stellungsgesetzes gegen die in § 5 des Bremischen Be-
hindertengleichstellungsgesetzes genannten Behör-
den des Landes Bremen und der Stadtgemeinden Bre-
men und Bremerhaven und der sonstigen nicht unmit-
telbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts mit Sitz im Land Bremen als Träger
öffentlicher Gewalt  (im folgenden: Behörden) geltend
machen.

§ 2

Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf Bereitstellung einer Dolmet-
scherin oder eines Dolmetschers für die Deutsche Ge-
bärdensprache oder für lautsprachbegleitende Gebär-
den (Gebärdensprachdolmetscher) oder einer anderen
geeigneten Kommunikationshilfe besteht, soweit eine
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solche Kommunikationshilfe zur Wahrnehmung eige-
ner Rechte in einem Verwaltungsverfahren erforder-
lich ist, in dem dafür notwendigen Umfang. Der not-
wendige Umfang bestimmt sich insbesondere nach
dem individuellen Bedarf der Berechtigten.

(2) Die Berechtigten haben nach Maßgabe des Ab-
satzes 1 ein Wahlrecht hinsichtlich der zu benutzen-
den Kommunikationshilfe. Dies umfasst auch das
Recht, einen Gebärdensprachdolmetscher, eine Ge-
bärdensprachdolmetscherin oder eine andere geeig-
nete Kommunikationshilfe selbst bereitzustellen. Die
Berechtigten haben der Behörde rechtzeitig mitzutei-
len, inwieweit sie von ihrem Wahlrecht nach Satz 1
und 2 Gebrauch machen. Die Behörde kann die aus-
gewählte dolmetschende Person  oder die ausgewähl-
te andere Kommunikationshilfe zurückweisen, wenn
sie ungeeignet ist oder in sonstiger Weise den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 nicht entspricht. Die Hör-
oder Sprachbehinderung sowie die Wahlentscheidung
nach Satz 1 sind aktenkundig zu machen und im wei-
teren Verwaltungsverfahren von Amts wegen zu
berücksichtigen.

(3) Erhält die Behörde Kenntnis von der Hör- oder
Sprachbehinderung von Berechtigten im Verwal-
tungsverfahren, hat sie diese auf ihr Recht auf barrie-
refreie Kommunikation und auf ihr Wahlrecht nach
Absatz 2 hinzuweisen. 

(4) Zur Abwehr von unmittelbar bevorstehenden
Gefahren für bedeutsame Rechtsgüter, wie etwa Le-
ben, Gesundheit, Freiheit oder nicht unwesentliche
Vermögenswerte, kann im Einzelfall von dem Einsatz
von Gebärdensprachdolmetschern oder anderer Kom-
munikationshilfen abgesehen werden.

§ 3

Kommunikationshilfen

(1) Die Kommunikation mittels eines Gebärden-
sprachdolmetschers, einer Gebärdensprachdolmet-
scherin oder einer anderen Kommunikationshilfe ist
als geeignete Kommunikationsform anzusehen, wenn
sie im konkreten Fall eine für die Wahrnehmung eige-
ner Rechte im Verwaltungsverfahren erforderliche
Verständigung sicherstellt.

(2) Als andere Kommunikationshilfen kommen
Kommunikationshelfer und Kommunikationshelferin-
nen, Kommunikationsmethoden und Kommunikati-
onsmittel in Betracht:

1. Kommunikationshelfer, Kommunikationshelfe-
rinnen sind insbesondere

a) Schriftdolmetscher,

b) Simultanschriftdolmetscher, 

c) Oraldolmetscher oder

d) Kommunikationsassistenten.

2. Kommunikationsmethoden sind insbesondere

a) Lormen und taktil wahrnehmbare Gebärden
oder

b) gestützte Kommunikation für Menschen mit
zusätzlicher autistischer Störung.

3. Kommunikationsmittel sind insbesondere

a) akustisch-technische Hilfen oder

b) grafische Symbol-Systeme.

§ 4

Art und Weise der Bereitstellung
von geeigneten Kommunikationshilfen

Gebärdensprachdolmetscher, Gebärdensprachdol-
metscherinnen und andere geeignete Kommunikati-
onshilfen werden von der Behörde bereitgestellt, es
sei denn, die Berechtigten machen von ihrem Wahl-
recht nach § 2 Abs. 2 Satz 2 Gebrauch.

§ 5

Grundsätze für eine ange-
messene Vergütung oder Erstattung

(1) Die Behörde vergütet Gebärdensprachdolmet-
scher, Gebärdensprachdolmetscherinnen und Kom-
munikationshelfer, Kommunikationshelferinnen ent-
sprechend den Regelungen, die zwischen der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Haupt-
fürsorgestellen, dem Deutschen Gehörlosenbund und
dem Bundesverband der Gebärdensprachdolmetsche-
rInnen Deutschlands getroffen wurden. Die „Empfeh-
lung zur Bezuschussung von Kosten für Gebärden-
sprachdolmetscherInnen-Leistungen“, Stand 1. Juli
2004, ist Bestandteil dieser Verordnung (Anlage). Für
den Einsatz sonstiger Kommunikationshilfen trägt sie
die entstandenen Aufwendungen.

(2) Die Behörde vergütet die Leistungen unmittelbar
denjenigen, die sie erbracht haben. Stellen die Be-
rechtigten den Gebärdensprachdolmetscher, die Ge-
bärdensprachdolmetscherin oder die sonstige Kom-
munikationshilfe selbst bereit, trägt die Behörde die
Kosten nach Absatz 1 nur, soweit sie nach Maßgabe
des § 2 Abs. 1 erforderlich sind. In diesem Fall dürfen
die Berechtigten nicht auf eine Erstattung verwiesen
werden, es sei denn, sie wünschen dies oder es liegt
ein sonstiger besonderer Grund vor.

§ 6

Folgenabschätzung

Diese Verordnung wird nach Ablauf von drei Jahren
nach ihrem In-Kraft-Treten auf ihre Wirkung über-
prüft. Dabei werden die nach § 12 Abs. 4 des Bremi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes anerkann-
ten Verbände beteiligt.

§ 7 

In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2010 außer Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 27. September 2005

Der Senat
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 Stand: 01.07.2004

Empfehlung zur Bezuschussung von Kosten 
für GebärdensprachdolmetscherInnen - 

Leistungen

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) hat mit 
dem Deutschen Gehörlosenbund und dem Bundesverband der Gebärdensprachdolmet-
scherInnen Deutschlands die folgende Regelung für die Bezuschussung von Kosten für
GebärdensprachdolmetscherInnen-Leistungen beraten. Sie empfiehlt allen Integrationsämtern 
diese Regelung zur bundeseinheitlichen Anwendung. 

1. Geltungsbereich: 

Es handelt sich um eine Empfehlung mit bundesweitem Charakter. Die Regelung 
bezieht sich ausschließlich auf die seitens der Integrationsämter geförderten Einsätze 
von GebärdensprachdolmetscherInnen im Rahmen der begleitenden Hilfe im 
Arbeitsleben nach dem Schwerbehindertenrecht (SGB IX, Teil 2). 

2. Einsatzzeiten - Dolmetsch-, Fahrt- und Wartezeiten: 

Die Einsatzzeiten werden in gleicher Höhe pro volle Zeitstunde mit bis zu 40 Euro, je 
angefangene halbe Einsatzstunde mit 20 Euro/DolmetscherIn bezuschusst. Vor- und 
Nachbereitungszeit wird nicht gesondert berechnet. Die Vereinbarung von 
Pauschalsätzen für Einsatz, Fahrt- und Wartezeiten sowie Fahrtkosten (s. Ziffer 3) ist – 
z. B. bei umfangreichen und/oder langfristigen Dolmetschereinsätzen – möglich. 

3. Wegstreckenentschädigung: 

Die Wegstreckenentschädigung erfolgt in entsprechender Anwendung des Landes-
reisekostenrechts.

4. Umsatzsteuer: 

Sofern Umsatzsteuerpflicht besteht, ist die Umsatzsteuer zusätzlich erstattungsfähig. 

5. Ausfallkosten: 

Wird ein Einsatztermin innerhalb von drei Werktagen vor dem Einsatz abgesagt, können 
Ausfallkosten von 50 % der Einsatzzeit erhoben werden. Wird der Termin einen
Werktag vor dem Einsatz abgesagt, betragen die Ausfallkosten 100 %; dies gilt nur, 
wenn kurzfristig kein anderer Einsatz statt des ausgefallenen Termins wahrgenommen
werden kann. 

6. Doppeleinsatz:

6.1 Ein Fall für eine Doppelbesetzung liegt vor, wenn die Dolmetschzeit zusammenhängend 
länger als 60 Minuten dauert und keine Möglichkeit zur Steuerung von Pausen /
Unterbrechungen durch den / die DolmetscherInnen besteht (z.B. bei 
Betriebsversammlungen).
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6.2 Die Angemessenheit einer Doppelbesetzung bestimmt sich im Übrigen insbesondere
nach folgenden Kriterien: 
- Vier oder mehr GeprächsteilnehmerInnen (ohne DolmetscherIn), 
- Fehlen einer Steuerungsmöglichkeit des Dolmetschers / der Dolmetscherin

zur Regelung von Pausen / Unterbrechungen während der Dolmetschzeit, 
- Dolmetschen bei inner- wie außerbetrieblichen Aus- bzw. 

Fortbildungsmaßnahmen und Lehrgängen mit einem Theorieanteil von mehr als 
50 %. Dabei ist eine Gesamtwürdigung der Kriterien unter besonderer
Berücksichtigung der (voraussichtlichen) Dauer der Dolmetschzeit
vorzunehmen.

6.3 Im Übrigen kann in besonders gelagerten Fällen in gemeinsamer Abstimmung zwischen 
hörbehinderten Menschen, DolmetscherIn und Integrationsamt eine Doppelbesetzung
vereinbart werden. 

7. Qualität: 

Diese Empfehlung gilt nur für Gebärdensprachdolmetsch-Leistungen aufgrund einer 
qualifizierten Ausbildung. Unter die derzeit anerkannten Qualifikations- 
/Qualifizierungsmaßnahmen und einschlägigen Prüfungen fallen: 

o Diplomstudiengang der Universität Hamburg. 
o Diplomstudiengang der Fachhochschule Magdeburg-Stendal. 
o Diplomstudiengang der Westsächsischen Hochschule Zwickau. 
o Berufsbegleitende Ausbildung am Gebärdensprachdolmetscher-

Ausbildungszentrum in Zwickau. 
o Weiterbildendes Studium Qualifikation zum Gebärdensprachdolmetscher und

zur Gebärdensprachdolmetscherin der Johann-Wolfgang-Goethe Universität und
der Fachhochschule Frankfurt/Main. 

o Berufsbegleitende Ausbildung des Landesinstituts für Gebärdensprache in
Essen.

o Berufsbegleitende Ausbildung des Instituts für Gebärdensprache in Baden-
Württemberg.

o Modellversuch Gebärdensprachdolmetscher-Ausbildung NRW (MoVesDO). 
o Ausbildung durch den Gehörlosenverband Berlin e.V. (Projekt  SIGNaLE, Berlin)

als Zugangsberechtigung für die Prüfung zur staatlichen Anerkennung in 
Darmstadt.

Ablegen einer Prüfung mit der Berechtigung, folgende Titel zu führen: 

Staatl. geprüfte(r) GebärdensprachdolmetscherIn, Staatl. Prüfungsamt für 
ÜbersetzerInnen und DolmetscherInnen, Darmstadt. 

Geprüfte(r) GebärdensprachdolmetscherIn, IHK Düsseldorf. 

Staatl. geprüfte(r) GebärdensprachdolmetscherIn des Bayerischen
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus (Staatliche Prüfungsstelle für 
Gebärdensprachdolmetschen)

Bis Ende 2006 gilt diese Empfehlung auch für derzeit professionell arbeitende 
GebärdensprachdolmetscherInnen ohne entsprechenden Qualifizierungsnachweis. 

8. In-Kraft-Treten: 

Die vorstehenden Regelungen treten zum 01.07.2004 in Kraft und gelten vorbehaltlich 
möglicher einvernehmlicher Ergebnisse einer gemeinsamen Überprüfung der 
vorstehenden Regelungen im 2. Quartal 2005 zunächst bis zum 30.06.2006. 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen E-Mail: bih@lwbaden.de
Ernst-Frey-Str. 9 in 76135 Karlsruhe www.integrationsaemter.de
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